
Meine Damen und Herren von der PDS! Sie haben des öfteren 
in diesem Parlament erklärt, Ihre Partei hätte sich erneuert, hät­
te dem alten System abgeschworen. Als Christ weiß ich um die 
Kategorien von Umkehr und Buße, und ich glaube, daß dies nicht 
nur im persönlichen Leben, sondern auch in der Geschichte 
eines Volkes, auch einer Partei, einen Platz haben kann. Sie kön­
nen die Glaubwürdigkeit dieser Ihrer Wandlung nicht besser 
und eindringlicher beweisen als hier an dieser Stelle.

Meine Damen und Herren von der PDS! Ich möchte Sie auffor­
dern, ermuntern, bitten - was Sie wollen: Stimmen Sie diesem 
Gesetz zu!

Die Fraktion CDU/DA befürwortet die Überweisung des Ge­
setzentwurfs in die Ausschüsse.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Herr Abgeordneter, es gibt eine Anfrage.

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter, die von Ihrem Vorgänger in Bausch und 
Bogen genannten Objekte der Organisationen umfassen dem­
zufolge auch alle Objekte der Sportverbände, der Sportvereini­
gungen, des VKSK und ähnliche Dinge. Halten Sie es nicht für 
zweckmäßig, umgehend diese Dinge, die nicht zu den Parteien 

'■'"^gehören - was Parteien sind, ist ja klar definiert -, heute noch 
hier von diesem Podium aus auszuklammern? Denn diese 
Sportstätten und diese Anlagen wurden in Tausenden von Auf­
baustunden - so hießen sie früher, später hatten sie andere Na­
men - geschaffen, und sie tragen nicht den Charakter der un­
rechtmäßigen Aneignung. Das ist die Basis für das Sporttrei­
ben, für Naherholung, für Freizeitgestaltung und ähnliches. 
Das ist hier aber in Bausch und Bogen mit eingegliedert. Ich 
bin der Meinung, wir müssen diese Unterschiede machen, und 
ich habe Sie so verstanden, daß Sie mit mir übereinstimmen. 
Ist das so?

(Krziskewitz, CDU/DA: Also was war jetzt Ihre Frage?)

Ob Sie mit mir darin übereinstimmen, daß diese Objekte aus­
zuklammern sind, heute und hier, von diesem Podium aus.

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Kollege, wir befinden uns hier in der 1. Lesung. Es ist 
selbstverständlich, daß das in den Ausschüssen beraten wird. 
Das ist ein Vorschlag, und wenn Sie den im entsprechenden Aus­
schuß bringen, werde ich Sie selbstverständlich unterstützen. 
Das müssen wir aber detailmäßig durchgehen, es muß darüber 
geredet werden. Das ist die 1. Lesung. Wir freuen uns, daß diese 
Gesetzesinitiative in Gang gebracht ist. Nur eins bitte ich zu be­
achten: Bis zur Vereinigung müssen wir das über den Bach ge­
bracht haben.

(Beifall bei CDU/DA und SPD)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Herr Abgeordneter! Es gibt noch eine Nachfrage. Sind Sie be­
reit, auch darauf einzugehen? - Bitte schön!

Dr. Stadermann (PDS):

Herr Abgeordneter! Zu Ihren Darlegungen habe ich keinen 
Widerspruch. Nur: Sind Sie mit mir nicht einer Meinung, daß 
dieses jetzt hier aufgeworfene Problem nicht Zeit hat, 8 oder 
14 Tage zu warten, daß die Menschen heute und sofort eine Ant­
wort haben möchten, ob denn diese Dinge, die ich aufgezählt ha­
be, mit darunterfallen?

(Große Unruhe, Widerspruch, Zurufe)

Krziskewitz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ich bin nicht das gesamte Parlament. Das 
gesamte Parlament muß darüber beschließen, nicht ein einzel­
ner von uns; kein einzelner von uns hat das Recht, eine verbind­
liche Erklärung abzugeben.

(Beifall bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Herr Abgeordneter Krziskewitz.

Als nächster spricht für die Fraktion der SPD Abgeordneter 
Kuessner.

Kuessner für die Fraktion der SPD:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei dem vorliegen­
den Gesetzentwurf muß man, denke ich, in der Tat fragen: Wel­
ches Ziel verfolgt die DSU damit? Ist es Naivität oder politische 
Absicht?

Nach dem Entwurf wird das Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen unter eine Vollzugsbehörde gestellt. Das 
Eigentum wird den politischen Organisationen entzogen und 
auf die Vollzugsbehörde übertragen. Bei Nutzungsvergabe steht 
der Vollzugsbehörde ein Sonderkündigungsrecht mit einer Frist 
von sechs Wochen zu. Die Vollzugsbehörde unterliegt der Auf­
sicht des Ministers der Finanzen, spätestens ab 3.10. dem Bun­
desfinanzminister.

Will die DSU wieder einen starken Mann? Nutzt die DSU die 
berechtigte Empörung der Bevölkerung über die fehlende Be­
wältigung der Vergangenheit für eine fragwürdige Politik?

Natürlich ist es ein Unding, daß die Nachfolger der SED und 
ihrer Blockparteien noch immer von den Früchten des Stalinis­
mus leben. Die Altparteien der DDR wurden in der Stalin-Zeit 
gebildet und mit Volks- und Privatvermögen ausgestattet. Von 
diesen Altlasten leben sie noch heute. Die Nachfolger der Altpar­
teien arbeiten in Gebäuden, die die Altparteien bekommen ha­
ben. Sie bezahlen ihre großen Apparate auch mit Geldern der 
Altparteien oder lassen sich die Kosten aus dem Staatshaushalt 
begleichen. Sie sprechen von einem Neuanfang, leben aber aus 
der Vermögenskraft der Vergangenheit.

So kann man den Antrag der DSU auf Enteignung der Grund­
vermögen von Parteien und Massenorganisationen gut verste­
hen. Eine Enteignung würde die Vormachtstellung der Rechts­
nachfolger der SED und ihrer Blockparteien brechen und mehr 
Chancengleichheit bei den bevorstehenden Wahlen bringen.

Denn wie sieht es aus? Die Arbeitsbedingungen der sich im 
letzten Jahr gebildeten Parteien und Bürgerbewegungen kön­
nen sich mit denen der alten Neuparteien nicht messen. Die SPD 
hat im Sommer 1989 mit nichts begonnen.

(Zuruf von der DSU: Wir auch!)

Die ersten Gehälter an hauptamtliche Parteiarbeiter wurden im 
März 1990 gezahlt. Der SPD-Vorstand ist heute nicht nur ohne 
ausreichende Arbeitsräume, sondern er muß diese Räume mög­
lichst bald verlassen. Die Sozialversicherung hat dringenden Ei­
genbedarf angemeldet.

Und trotzdem ist eine totale Enteignung entsprechend Para­
graph 2 der Vorlage keine Lösung. Es kann uns auch nicht darum 
gehen, daß die alten Neuparteien mittellos und damit politisch 
wirkungslos gemacht werden.

Durch den Enteignungsvorschlag der DSU würden nebenbei 
auch die Gewerkschaften mittellos werden. Die DSU hat an­
scheinend überhaupt nicht die Entwicklungen innerhalb der Ge-


